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K 0244/2020 (GER) 

Kleine Anfrage Stephanie Ritschard (SVP, Riedholz): Wendet das Verwaltungsgericht 

die Untersuchungs- und Offizialmaxime in KESB-Fällen konsequent an oder über-

nimmt es die Tatsachenfeststellungen der KESB, ohne die Fakten zu überprüfen? 

(09.12.2020)  

 

In der Antwort des Regierungsrates zur Interpellation von mir vom 06.05.2020 (Erwachsenen-

schutzrecht ist für das Verwaltungsgericht eine sachfremde Materie) ist Folgendes zu lesen: 

Das Gericht ist bei der Aufgabenerfüllung an die Vorgaben von Verfassung und Gesetz und 

damit insbesondere auch an die Verfahrensmaximen gebunden. Dadurch wird die Einhaltung 

der Offizial- und Untersuchungsmaxime sichergestellt. Im Verwaltungsgerichtsbeschwerde-

verfahren werden die Akten der Vorinstanz beigezogen. Diese enthalten deren Sachverhalts-

abklärungen und sind in aller Regel verlässlich. Dort, wo das Verwaltungsgericht es als not-

wendig erachtet, ordnet es – auch ohne Vorliegen von entsprechenden Beweisanträgen – 

weitere Beweiserhebungen an. So ist es durchaus üblich, dass das Verwaltungsgericht ergän-

zende Belege einholt, um die vorinstanzlichen Sachverhaltsfeststellungen zu vervollständigen. 

Bei Verfahren im Kindes- und Erwachsenenschutzrecht werden beim Verwaltungsgericht Ver-

handlungen durchgeführt, wo dies als sinnvoll erachtet wird.  

Aus Sicht der Beschwerdeführenden sind die KESB-Akten oft einseitig, sie fokussieren auf die 

Defizite der Betroffenen und enthalten falsche Tatsachen, die von der Gegenpartei, von Bei-

ständen oder Gefährdungsmeldern ins Recht gelegt werden. Beschwerdeführer werden oft in 

ein falsches Licht gerückt. Beschwerdeführer, die sich gegen einen KESB-Entscheid zur Wehr 

setzen und auf die mangelhaften und unvollständigen Sachverhaltsabklärungen hinweisen, 

werden vom Verwaltungsgericht nicht gehört, sie fühlen sich vom Verwaltungsgericht nicht 

ernst genommen und haben im Rahmen einer allfälligen Instruktionsverhandlung den Ein-

druck, es habe sich aufgrund der KESB-Akten seine Meinung bereits gebildet. Das Verwal-

tungsgericht begegnet ihnen nicht unvoreingenommen. Oft werden sie anlässlich einer In-

struktionsverhandlung sogar zum Rückzug ihrer Beschwerde gedrängt, bzw. sie wird ihnen 

nahegelegt. Teilweise finden die Instruktionsverhandlungen des Verwaltungsgerichts sogar 

bei der KESB und nicht beim Verwaltungsgericht in Solothurn statt. In diesen Fällen entsteht 

bei den Beschwerdeführenden der Eindruck, die KESB habe ein «Heimspiel». Von 2013 – 2019 

wurden 1'369 Beschwerden gegen KESB-Entscheide erhoben.  

 

Dazu stellen sich folgende Fragen: 

1. In wie vielen KESB-Beschwerden wurden vom Verwaltungsgericht Verhandlungen durch-

geführt (Statistik pro KESB und Jahr)? 

2. Wie viele dieser Verhandlungen fanden bei der KESB statt (Statistik pro KESB und Jahr)? 

3. Wie viele KESB-Beschwerden sind reine Aktenprozesse (Statistik pro KESB und Jahr)? 

4. In wie vielen KESB-Beschwerden mit Instruktionsverhandlung hat der Beschwerdeführer 

die Beschwerde danach zurückgezogen (Statistik pro KESB und Jahr)? 

5. In wie vielen KESB-Beschwerden mit Instruktionsverhandlungen wurde ein Vergleich er-

zielt? 

6. In welchen Fällen hält es das Verwaltungsgericht für sinnvoll, eine Verhandlung durchzu-

führen? Welche Kriterien werden angewandt? 



7. Bei wie vielen KESB-Beschwerden hat das Verwaltungsgericht von Amtes wegen (ohne 

Beweisantrag einer Partei) ergänzende Belege eingeholt, um die vorinstanzlichen Sachver-

haltsfeststellungen zu vervollständigen? 

 

Begründung 09.12.2020: Im Vorstosstext enthalten. 

 

Unterschriften: 1. Stephanie Ritschard (1) 


